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Herrn

Martin Truckenbrodt
Henneberg-ltzgrund-Franken e.V.
Sonneberger Str.244

96528 Frankenblick-Seltendorf

Betreff: Volksbegehren nach Artikel 29 Grundgesetz
hier: Wechsel von Teilen des Landkreises Sonneberg in den

Freistaat Bayern
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Sehr geehrter Herr Truckenbrodt,

HAUSANSCHRIFT

All[.4oabit'140

10557 Berlin

POSTANSCHRIFT

110'14 Berlin

TEL +49 30 18 681-10194

rnx +49 30 18 681-510194

ulrike.nagorni

@bmi.bund.de
www.bmi.bund.de

in lhrem Schreiben vom 17. September 2017 verweisen Sie darauf, in lhrem Antrag
auf ein Volksbegehren für einen Wechsel von Teilen des Landkreises Sonneberg in
den Freistaat Bayern seien einige Ortsteile aus den von lhnen benannten Kommu-
nen auszunehmen.

Auch wenn ein solcher Zuschnitt des Gebiets für eine Anderung der Landeszugehö-
rigkeit zu einer Berechnung der Einwohnerzahl in Höhe von weniger als 50.000 Ein-
wohnern führen würde, bestünde keine Möglichkeit, ein Volksbegehren zu initiieren.

Die lnitiierung eines Volksbegehrens ist nur dann zulässig, wenn das Grundgesetz
dies vorsieht. Das Grundgesetz regelt ausschließlich in Art. 29 die Neugliederung
des Bundesgebiets. Eine Regelung in Art. 29 GG, die ein Volksbegehren in Fällen
vorsieht, in denen nicht mehr als 50.000 Einwohner betroffen sind, existiert jedoch

nicht.

Art. 29 Abs. 7 GG sieht dagegen die Möglichkeit vor, Anderungen des Gebietsbe-
standes der Länder durch Staatsverträge der beteiligten Länder oder durch Bundes-
gesetz mit Zustimmung des Bundesrates durchzufÜhren.
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lm Übrigen venrveise ich auf mein Schreiben vom24. August2017.

Mit freundlichen Grüßen
lm Auftrag

[tU,rr. Ur.1r',n-.
Ulrike Nagoäi


